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Einleitung 

„Der Begriff  der »notwendigen Teilnahme4 ist alt, eingebürgert und ungenau." 
Obwohl sich diese Formulierung1 unmittelbar nur auf einen terminologischen 
Aspekt bezieht, läßt sich das angefühlte Zitat durchaus in einem weitergehenden 
Sinne zur Kennzeichnung des gegenwärtigen Umgangs mit der Rechtsfigur der 
„notwendigen Teilnahme"2 heranziehen. Auch über die bloße Begrifflichkeit 
hinaus scheint die Bereitschaft  zu bestehen, sich mit der lange zurückreichenden 
Tradition dieses Rechtsinstituts sowie mit der hohen Akzeptanz der aus dieser 
Rechtsfigur abgeleiteten Einzelergebnisse zu beruhigen und die mit der „notwen-
digen Teilnahme" verbundenen dogmatischen Unschärfen in Kauf zu nehmen. 
So wird zwar einerseits daraufhingewiesen, daß „die Rechtslage zum Teil umstrit-
ten und in den Grundlagen noch nicht geklärt (ist)"3; andererseits aber fehlen 
monographische Untersuchungen aus neuerer Zeit, und die Darstellung in straf-
rechtlichen Kommentaren und Lehrbüchern beschränkt sich im wesentlichen auf 
die kasuistische Wiedergabe einschlägiger Fallkonstellationen4. 

Den zentralen Sachgesichtspunkt der „notwendigen Teilnahme" bildet heute 
die Frage, inwieweit bestimmte Umstände zur Straflosigkeit  einer an sich den 
gesetzlichen Voraussetzungen der §§26 ff.  StGB entsprechenden Deliktsbeteili-
gung führen 5. Zumindest bei formaler  Betrachtung erscheint die aus der Rechtsfi-
gur der „notwendigen Teilnahme" abgeleitete Privilegierung mithin zunächst als 
„Gesetzesmißachtung", die einer hinreichenden dogmatischen Legitimation be-
darf.  Wenn gleichwohl in der Vergangenheit vielfach ein entsprechender dogmati-
scher Klärungsbedarf  offensichtlich  nicht angenommen wurde, so findet dies 
eine Erklärung vor allem in der gefühlsmäßigen Evidenz der unter der Chiffre 
der „notwendigen Teilnahme" postulierten Resultate. Wird etwa die These von 
der umfassenden Straflosigkeit  des durch die jeweilige Norm Geschützten nicht 
ernsthaft  in Zweifel gezogen, so akzeptiert man bereitwillig den als Begründung 
offerierten  Terminus von der „notwendigen Teilnahme", ohne allzu kritisch nach 
der exakten „Konsistenz" dieses dogmatischen Gebildes zu fragen. Die gefühls-
mäßige Evidenz bezüglich eines fehlenden Strafbedürfnisses  absorbiert somit 
zugleich das kritische Potential für eine eingehendere dogmatische Untersuchung. 
Angesichts dieses Phänomens ist ferner  zu konstatieren, daß von der Strafrechts-

1 Wolter,  JuS 1982, 343. 
2 Ein Überblick über die Fälle „notwendiger Teilnahme" findet sich bei Lackner,  vor 

§ 25 Rdn. 12 sowie bei Blei,  AT, § 74 (= S. 263 f.). 
3 Lackner,  vor § 25 Rdn. 12. 
4 Vgl. insoweit ζ. B. Jescheck,  AT, § 64 VI (= S. 631 ff.)  und SK-Samson,  vor § 26 

Rdn. 43 ff. 
5 Bezeichnenderweise trägt der Beitrag von Otto  (Lange-FS [1976], S. 197 ff.)  den 

Titel „Straflose Teilnahme?". 
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praxis Impulse für eine theoretische Durchdringung des Problemstoffes  nicht zu 
erwarten sind; im Gegenteil muß eine minutiöse Begründungssuche gewärtigen, 
als „akademisches Glasperlenspiel" belächelt und ignoriert zu werden. Doch 
wenngleich die handlungsanleitende Funktion des „vernünftigen" Ergebnisses 
(bei arbeitsökonomisch bedingter Nachrangigkeit des juristischen Argumenta-
tionsaufwands) für den Bereich praktischer Strafrechtstätigkeit  nachvollziehbar 
sein mag, muß aus der Perspektive der Strafrechtsdogmatik  ein anderer Maßstab 
gelten: Hier kann ein Ausweichen auf die intuitive Richtigkeit der Ergebnisse 
(erst recht) nicht in Betracht kommen; vielmehr muß es gerade als Aufgabe der 
Strafrechtsdogmatik  angesehen werden, die ,»richtigen" Ergebnisse überzeugend 
zu begründen (oder gegebenenfalls die behauptete „Richtigkeit" in Zweifel zu 
ziehen). Eine Klärung der dogmatischen Grundlagen ist auch deshalb angezeigt, 
weil nur so über die Reichweite dieser Rechtsfigur im Hinblick auf weniger 
eindeutige Grenzbereiche entschieden werden kann. 

Gerade in dogmatischer Hinsicht wirft  die Rechtsfigur der „notwendigen Teil-
nahme" jedoch zahlreiche Zweifelsfragen  auf. So wird der Begriff  der „notwendi-
gen Teilnahme" einerseits in einem klassifikatorischen Sinne als gemeinsamer 
Oberbegriff  für die Konvergenz- und die Begegnungsdelikte gebraucht, anderer-
seits aber auch als Abbreviatur der Privilegierung in einem ausschließlich auf 
den Begegnungsdeliktsbereich bezogenen Sinne verwandt. Die Heterogenität der 
zusammengefaßten Erscheinungsformen setzt sich auch innerhalb des Privilegie-
rungskontexts fort:  Soweit als Grundsatz der „notwendigen Teilnahme" die de-
liktsnotwendige Mindestmitwirkung straflos bleiben soll, erfährt  das Merkmal 
der Notwendigkeit" eine verhaltensbezogene Deutung, die ihr bezüglich des 
anderen Kernsatzes — der verhaltensunabhängigen Straflosigkeit  des mitwirken-
den Tatopfers — gerade fehlt. Schließlich nimmt die „notwendige Teilnahme" 
eine merkwürdige Zwitterstellung zwischen dem Allgemeinen und dem Besonde-
ren Teil des Strafrechts  ein6. Diese Annäherung an die Tatbestände des Besonde-
ren Teils und der mit dem Privilegierungsproblem verbundene Ausnahmecharak-
ter dürften maßgeblich dazu beigetragen haben, daß die „notwendige Teilnahme" 
in den zahlreichen monographischen Arbeiten zu Grundproblemen der strafrecht-
lichen Beteiligungslehre keine Erörterung fand. Andererseits gibt es in jüngster 
Zeit durchaus kritische Äußerungen, die — allerdings eher beiläufig — eine auf 
die Rechtsfigur der „notwendigen Teilnahme" rekurrierende Straflosigkeitsbe-
gründung für „anfechtbar" 7 oder „nichtssagend"8 erklären. Derartige Stellungnah-
men9 bieten einen weiteren Anlaß, die „notwendige Teilnahme" aus ihrem Schat-
tendasein zu befreien und zum Gegenstand einer eigenständigen dogmatischen 
Untersuchung zu machen. 

6 Freudenthal,  Nothwendige Theilnahme, S. 2; Lange, Notwendige Teilnahme, S. 12, 
95 f.; Schmidt-Hertzberg,  Notwendige Beteiligung, S. 2 und Wolter,  JuS 1982, 344. 

7 So Weber,  in: Arzt/Weber, LH 1, Bern. 526. 
s So Arzt,  in: Arzt/Weber, LH 4, Bern. 402 (in Fn. 12); s. a. ders.,  in: LH 5, Bern. 

504 (in Fn. 21). 
9 Vgl. weiterhin die grundsätzliche Kritik bei Herzberg,  Täterschaft,  S. 138 f. sowie 

bei Jakobs,  AT, 24/12. 



E r s t e r A b s c h n i t t 

Die Begegnungsdelikte als problembezogener 
Ausschnitt der „notwendigen Teilnahme" 

1. Kapitel 

Die „notwendige Teilnahme44 als Oberbegriff  für 
unterschiedliche Problemstrukturen 

Mit dem Begriff  der „notwendigen Teilnahme" wird allgemein der Umstand 
gekennzeichnet, daß einige Delikte zur Tatbestandsverwirklichung zwingend das 
Zusammenwirken mehrerer Personen erfordern 1. 

I . Die Einteilung in Konvergenz- und Begegnungsdelikte 
als begriffliche  Grundlage der „notwendigen Teilnahme44 

1. Die bildhafte Differenzierung  zwischen gleichgerichteten 
und entgegengesetzten Tatbeiträgen als Ausgangspunkt 

Im Anschluß an Freudenthal 2 unterteilt man die Delikte mit „notwendiger 
Teilnahme" in zwei Gruppen: die Konvergenzdelikte einerseits und die Begeg-
nungsdelikte andererseits. Als Konvergenzdelikte  werden hierbei jene Tatbestän-
de bezeichnet, die ein Zusammenwirken mehrerer Personen in derselben  Richtung 
verlangen. Dieser Kategorie unterfallen vor allem diejenigen Straftatbestände, 
die das Verhalten innerhalb bestimmter Gruppen pönalisieren, indem sie das 
Handeln in einer „Menschenmenge" oder die Tätigkeit als Mitglied einer „Bande" 
bzw. einer kriminellen oder terroristischen „Vereinigung" erfassen3. Bei diesen 
Delikten wird das Erfordernis  einer Personenmehrheit dadurch besonders augen-
fällig, daß die beteiligten Individualpersonen bereits sprachlich zu einem einheitli-
chen Kollektiv zusammengebunden werden. Doch auch ohne eine solche aus-

1 Dreher  /  Tröndle,  vor § 25 Rdn. 6; s. a. LK-Busch 9, § 50 Rdn. 25 mit weiteren Nach-
weisen zur historischen Entwicklung. 

2 Nothwendige Theilnahme, insbesondere S. 1, 3 (zum Begegnungsdelikt) sowie 
S. 122 (zum Konvergenzdelikt). 

3 Vgl. §§ 124, 125 StGB (zur „Menschenmenge"), §§ 244 I Nr. 3, 250 I Nr. 4 StGB 
(zur „Bande") und §§ 129, 129a StGB (zur „Vereinigung"). 


